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ehen Körperschaft, einer solchen Stiftung, Anstalt
oder eines solchen Fonds, deren Dienstrecht hinsicht-
lich Gesetzgebung in die Kompetenz des Landes fällt,
und anderen Dienstnehmern (sei es in einem öffent-
lich-rechtlichen Verhältnis zum Bund oder zu einem
anderen Arbeitgeber) bzw. Selbständigen unter-
schieden. •
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Bericht des Ausschusses für allgemeine innere Angelegenheiten
betreffend das Landesgesetz, mit dem das O.Ö. Bürgermeisterentschädigungs-

gesetz geändert wird

(L-224/8-XXIII)

A. Allgemeines

l. Auf Grund der in den letzten Jahren stark gestiegenen
Anforderungen an die Gemeinden vermehrte sich
dementsprechend auch der Aufwand der Funktions-
träger der Gemeinden. Eine im Jahr 1987 durchge-
tührte Umfrage bei den Bürgermeistern hat ergeben,
daß z. B. für die Tätigkeit des Bürgermeisters in Ober-
österreich durchschnittlich rund 115 Stunden pro Mo-
nat tür die Amtsausübung aufgewendet wurden. Ent-
sprechend der Gemeindegröße und -struktur wenden
die meisten Bürgermeister (65%) für ihre Tätigkeit
zwischen 80 und 160 Stunden auf. In einzelnen Groß-
gemeinden beträgt der Zeitaufwand nach dieser Um-
frage mehr als 200 Stunden pro Monat.

Die vorgesehene Änderung des O.Ö. Bürgermeister-
entschädigungsgesetzes, LGBI. Nr. 47/1975, in der
Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 100/1983 be-
rücksichtigt diesen Umstand in mehrfacher Hinsicht:
- Auf Grund des unterschiedlichen Arbeitsaufwan-

des je nach Gemeindegröße und ~struktur wird eine
detailliertere Abstufung über die Höhe des Amtsbe-
zuges eingetührt.

- Den Bürgermeistern gebühren neben ihren Amts-
bezügen Sonderzahlungen in der Form eines 13.
und 14. Monatsbezuges.

- Bediensteten einer öffentlich~rechtlichen Körper-
schaft, einer solchen Stiftung, Anstalt oder eines
solchen Fonds, deren Dienstrecht hinsichtlich Ge-
setzgebung in die Kompetenz des Landes fällt und
die das_Amt des Bürgermeisters,ausüben, ist die
erforderliche Freizeit zu gewähren.

- Bürgermeister in Gemeinden über 6.000 Einwoh-
ner sollen die Möglichkeit erhalten, sich aus-
schließlich dem Amt des Bürgermeisters zu wid~
men; sie erhalten nämlich dann einen Anspruch
auf einen entsprechenden Amtsbezug, wenn sie
keinen anderen Beruf mit Erwerbsabsicht
ausüben.

- Hinsichtlich der "sozialrechtlichen" Absicherung
des Bürgermeisters wird die Gemeinde verpflich~
tet, für die Aufrechterhaltung dieser Ansprüche
Sorge zu tragen.

Unabhängig von diesen Maßnahmen ist jedoch gleich-
zeitlg eine Kürzung jener Einkommen vorgesehen, die
der Bürgermeister im Rahmen seiner beruflichen Tä-
tigkeit erhält. Dies findet darin seine Begründung, daß
der Bürgermeister mit der Ausübung der Tätigkeit als
Bürgermeister sicherlich nicht mehr in dem Umfang
seinem außerhalb dieser Tätigkeit als Bürgermeister
gelegenen Beruf nachkommen kann. Aus kompetenz~
rechtlichen Gründen wird dabei zwischen jenen Bür·
germeistern, die Bedienstete einer öffentlich~rechtli~

Neben den Bürgermeistern sieht das Gesetz für die
Vizebürgermeister einer Gemeinde und die Fraktions~
vorsitzenden der im Gemeinderat vertretenen Par-
teien eine Aufwandsentschädigung vor. Diese Auf~
wandsentschädigung errechnet sich nach einem be-
stimmten Prozentsatz des Amtsbezuges des Bürger~
meisters. Für andere Mitglieder des Gemeindevor~
standes kann die Gemeinde - so wie bisher - eine
angemessene Aufwandsentschädigung festsetzen.

Durch diese Maßnahmen wird eine den heutigen An-
forderungen an die Funktionäre der Gemeinde ange-
messene Regelung erzielt. Vor allem kann davon aus~
gegangen werden, daß die beabsichtigte Neuregelung
mehr als bisher auf die Gemeindegröße und ·struktur
Rücksicht nimmt.

11.Weiters soll mit der vorliegenden Novelle zum
O.Ö. Bürgermeisterentschädigungsgesetz Feststellun-
gen und Anregungen des Rechnungshofes entspro-
chen werden, die dieser in einem jüngsten Rech-
nungshofbericht im Zusammenhang mit der Ge-
schäftsführung des Gemeindeverbandes für die Ent-
schädigungen ausgeschiedener Bürgermeister (§ 18
O.Ö.> Bürgermeisterentschädigungsgesetz) gemacht
hat. Darüber hinaus soll auch Anregungen dieses
Gemeindeverbandes entsprochen werden.

B. Im einzelnen

Zu Art. I Z. 1 und 2 (§ 1):

Die Änderung des Titels des Landesgesetzes ist einer~
seits auf Grund der Umbenennung des Begriffes "Auf-
wandsentschädigung" in "Amtsbezug" des Bürger-
meisters und andererseits durch die Aufnahme von
Entschädigungsansprüchen für andere Mitglieder des
Gemeindevorstandes und der Fraktionsvorsitzenden
der im Gemeinderat vertretenen Parteien erforderlich.
Die Änderung des § 1 bringt dies ebenfalls zum
Ausdruck.

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß es sich bei der
Änderung der Bezeichnung der Geldteistungen an die
Bürgermeister (statt bisher "Aufwandsentschädi-
gung" nunmehr "Amtsbezug") lediglich um einen for-
malen Vorgang handelt: Dadurch wird in der rechtli-
chen Stellung des Bürgermeisters sowie der übrigen
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Gemeindefunktionäre keine Änderung bewirkt; insbe-
sondere werden diese Gemeindefunktionäre dadurch
keine Dienstnehmer der Gemeinde, was vor allem zur
Folge hat, daß die Amtsbezüge und dgl. keinesfalls als
Erwerbseinkommen im Sinne des ASVG und ähnli-
cher Rechtsvorschriften betrachtet werden können.

Zu Art. I Z. 3, 6, 7, 11 und 20 (§ 2, § 3 Abs. 4 und
Abs. 5, § 4, § 17 und § 27 Abs. 1 erster Satz):

Gemäß § 2 Abs. 1 gebühren dem Bürgermeister ne-
ben dem monatlichen Amtsbezug auch Sonderzahlun·
gen. Die Berechnung der Sonderzahlungen ist im neu
geschaffenen § 3 Abs. 4 geregelt. Nach dieser Be-
stimmung sind für die Ermittlung der Sonderzahiung
die Bestimmungen des Gehaltsgesetzes in der als lan-
desgesetzliche Vorschrift für Landesbeamte jeweils
geltenden Fassung sinngemäß anzuwenden.

§ 2 Abs. 2 beinhaltet einen zum Teil neuen Berech-
nungsschlüssel für die Berechnung des Amtsbezuges
der Bürgermeister. Im Gegensatz zur bisherigen Re-
gelung sieht das Gesetz zusätzliche Abstufungen
nach der Gemeindegröße für die Berechnung des
Amtsbezuges vor, um der erhöhten Arbeitsbelastung
in größeren Gemeinden besser Rechnung zu tragen.

Die neue Fassung des § 2 Ab •. 3 soll sicherstellen,
daß bei der Ermittlung der Einwohnerzahl einer Ge-
meinde all jene Personen berücksichtigt werden, die
in der Gemeinde ihren Wohnsitz haben. Wie der
Verfassungsgerichtshof in mehreren Erkenntnissen
(z. B. VfSlg. Nr. 10.619/1985, 9.598/1982 etc.) ausge-
sprochen hat, ist es durchaus möglich, daß jemand
mehrere Wohnsitze in verschiedenen Gemeinden
(aber auch in einer Gemeinde) haben kann. Dement-
sprechend sind bei der Ermittlung der Einwohnerzahl
der Gemeinde auch diejenigen Personen miteinzu-
rechnen, die auch in einer anderen Gemeinde einen
Wohnsitz besitzen. Nach dem geltenden § 2 Abs. 3 er-
rechnet sich die Zahl der Einwohner nach der jeweils
letzten Personenstands- und Betriebsaufnahme auf
Grund der §§ 117 und 118 der Bundesabgabenord-
nung. Dabei Ist jedoch nicht unbedingt sichergestellt,
daß auch Personen in jeder dieser Gemeinden erfaßt
werden, die auch in einer anderen Gemeinde (ande-
ren Gemeinden) einen Wohnsitz haben. Zum Begriff
"Wohnsitz" ist anzumerken, daß damit nicht nur der
"ordentliche Wohnsitz" einer Person gemeint ist, san·
dern auch ein sonstiger Wohnsitz Berücksichtigung
finden soll. Als "ordentlicher Wohnsitz" Ist regelmäßig
jene Unterkunft anzusehen, in der sich eine Person in
der erweislichen oder aus den Umständen hervorge-
henden Absicht niederläßt, sie bis auf weiteres zum
Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen zu wählen, wo-
bei es unerheblich ist, ob die Absicht darauf gerichtet
ist, für immer dort zu bleiben. Mit dem Begriff "Wohn-
sitz" sollen darüber hinaus auch alle jene Personen
erfaßt werden, die eine ausreichende intensive soziale
Beziehung zu einer Gemeinde haben, ohne aber daß
schon eindeutig davon gesprochen werden könnte,
daß sie die betreffende Gemeinde zum Mittelpunkt ih-
rer Lebensbeziehungen gemacht haben. Beispiels-
weise wird daher eine Person einen "Wohnsitz" ge-
mäß § 2 Abs. 3 in einer Gemeinde haben, wenn sie
dort ein Haus besitzt, dieses aber nur unregelmäßig
benützt. Andererseits freilich werden mit dem Begriff
"Wohnsitz" nicht auch schon jene Personen erfaßt,

die lediglich - kurzfristig - einen Aufenthalt in einer
Gemeinde nehmen (z. B. Urlaub u. dgl.). Im Ergebnis
wird sich der Kreis der Personen, die einen Wohnsitz
in einer Gemeinde im Sinne des § 2 Abs. 3 haben, so
abgrenzen lassen, daß alle jene Personen in Betracht
kommen, die einen Meldezettel nach Anlage Azur
Meldegesetznovelle 1985, BGBI. Nr. 427/1985, auszu-
tünen haben bzw. melderechtlieh in abgewandelter
Form (EDV-Erfassung) gemäß § 7 Meldegesetz 1972
angemeldet sind.

Für die Ermittlung der Einwohnerzahl soll der Stichtag
für die Gemeinderatswahl ausschlaggebend sein. Die~
se Anknüpfung erscheint sachlich gerechtfertigt, zu-
mal die erhobene Einwohnerzahl während der gesam-
ten Funktionsperiode des Gemeinderates für die Be-
rechnung des Amtsbezuges des Bürgermeisters maß-
gebend sein soll. Dies bedeutet gemäß § 19 der O.Ö.
Gemeindeordnung 1979, daß die auf diese Weise er-
mittelte Einwohnerzahl auch dann für den Bezug des
Bürgermeisters ausschlaggebend bleibt, wenn inner-
halb der Funktionsperiode des Gemeinderates die
Neuwahl des Gemeinderates notwendig wird (vgl. § 19
Abs. 3 O.Ö. Gemeindeordnung 1979, LGBI. Nr. 119, in
der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 95/1985).

Art. I Z. 6, 7, 11 und 20 stehen im Zusammenhang mit
der Zuerkennung eines Anspruches des Bürgermei-
sters auf eine Sonderzahlung.

Zu Art. I Z. 4 (§ 2a und § 2b):

§ 2a Abs. 1 des Gesetzes bestimmt, daß Bedienstete
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, einer sol-
chen Stiftung, Anstalt oder eines solchen Fonds, de-
ren Dienstrecht hinsichtlich Gesetzgebung in die
Kompetenz des Landes fäilt und die zum Bürgermei-
ster gewählt sind, die für die Ausübung der Funktion
des Bürgermeisters erforderliche freie Zeit zu gewäh-
ren ist. Diese Bestimmung, die sich auf Grund kampe-
tenzrechtlicher Gründe nur auf jene Bediensteten be-
ziehen kann, deren Dienstrecht in die Gesetzgebung
des Landes fällt, gewährt dem Bürgermeister einen
Anspruch gegenüber dem Dienstgeber, ihm die für die
Tätigkeit als Bürgermeister erforderliche Zeit zur Ver-
fügung zu stellen. In welchem Ausmaß den Dienstge-
ber diese Verpflichtung trifft, ist einerseits von den Er-
fordernissen des Dienstbetriebes (Aufgabenbereich
des Bürgermeisters als öffentlich Bediensteter; Aufga-
benbsl'sich der Organisationseinheit, der der Bürger-
meister zugeordnet ist; Möglichkeit einer Gleitzeitre-
gelung, Möglichkeit der Nachholung von Arbeitsstun-
den zu einem späteren Zeitpunkt ete.) und anderer-
seits von der Gemeindegröße und Gemeindestruktur
(Fremdenverkehrsgemeinde, Agrargemeinde, Indu-
striegemeinde etc.) abhängig. Das Abstellen auf diese
Kriterien, auf Grund deren die "freie Zeit" zu gewäh-
ren ist, entspricht der bisherigen' Vorgangsweise bei
Landesbeamten, die zum Bürgermeister gewählt wur-
den und denen bereits bisher die erforderliche "freie
Zeit" gewährt wurde, obgleich keine Regelung dies
zwingend vorsah. Das Gesetz enthält kein Höchstaus-
maß der vom Dienstgeber zur Verfügung zu steilen-
den freien Zeit, da eventuell unter Bedachtnahme auf
die angeführten Prämissen eine gänzliche Dienstfrei-
steIlung in Betracht kommen kann.

Die Dienstbezüge dieser Bediensteten sind jedoch für
die Dauer der Ausübung der Funktion des Bürger-
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meisters in Gemeinden mit mehr als 4.000 Einwoh-
nern um 10 v. H. zu kürzen. Eine sachliche Rechtferti-
gung für diese Regelung ergibt sich daraus, daß bei
Gemeinden mit weniger als 4.000 Einwohnern im
Durchschnitt weniger Zeit für die Tätigkeit als Bürger-
meister aufgewendet wird· als tür Gemeinden über
4.000 Einwohner. Dementsprechend gering ist auch
das Ausmaß der vom Bürgermeister in Anspruch ge-
nommenen Arbeitszeit.

§ 2a Abs. 2 beinhaltet eine dem Abs. 1 entsprechen-
de Regelung für jene Bürgermeister, die nicht Bedien-
stete im Sinne des Abs. 1 sind. Nach dieser Regelung
gebÜhrt den Bürgermeistern der Ersatz des mit ihrer
Tätigkeit als Bürgermeister verbundenen nachweis-
lich entgangenen Arbeitsverdienstes aus einer un-
selbständigen oder selbständigen beruflichen Tätig-
keit. Dieser Ersatz darf jedoch 50 v. H. - in Ausnah-
mefällen 75 v. H. - des ihnen gebührenden Amtsbe-
zuges nicht übersteigen. Die Beschränkung des Er-
satzes auf 50 v. H. des dem Bürgermeister
gebührenden Amtsbezuges findet darin seine Begrün-
dung, daß der Gemeinde aus dieser Verpflichtung kei-
ne unzumutbare Belastung entsteht.

Dieser Ersatz ist jedoch bei Bürgermeistern in Ge-
meinden mit mehr als 4.000 Einwohnern analog zu
§ 2a Abs. 1 letzter Satz um 10 v. H. zu kürzen. Die Vor-
aussetzung für die Kürzung ist demnach ein mit der
Tätigkeit als Bürgermeister verbundener nachweislich
entgangener Arbeitsverdienst. Erst wenn der Bürger-
meister diesen Ersatz geltend macht, kommt die Kür·
zungsregelung zur Anwendung.

§ 2b bietet für Bürgermeister von Gemeinden mit
mehr als 6.000 Einwohnern die Möglichkeit, den bis-
herigen Beruf aufzugeben und sich ausschließlich auf
das Amt des Bürgermeisters zu konzentrieren
("hauptberuflicher Bürgermeister"). Mit dieser Be·
stimmung soll erreicht werden, daß vor allem in Groß-
gemeinden die Bürgermeister nicht auf eine andere
Einkunftsquelle angewiesen sind. Durch diese Rege-
lung soll weiters erreicht werden, daß sich auch solche
Personen für das Amt des Bürgermeisters zur Verfü-
gung stellen können, die vom Arbeitgeber nicht die für
-größere Gemeir1derieifördeiliche Zeit gewährt bekom--
men. Obgleich nunmehr ein Unterschied in der Höhe
des Amtsbezuges besteht - je nachdem, ob das Amt
"nebenberuflich" oder "hauptberuflich" ausgeÜbt
wird -, ist diese Unterschiedlichkeit sachlich zu
rechtfertigen, weil es Ziel dieser Regelung ist, auch
den "hauptberuflichen" Bürgermeistern einen ihrer
Tätigkeit entsprechenden Lebensunterhalt zu gewäh-
ren. Nach dem Erkenntnis des Verfassungsgerichts-
hofes VfSlg. Nr. 5307/1966 zum Wien er Funktionsge-
bÜhrengesetz ist es nicht unsachlich, wenn dem Bür-
germeister ein Amtseinkommen zur Bestreitung sei·
nes dem Amt angemessenen Lebensunterhaltes ge-
währt wird.

Voraussetzung für den "hauptberuflichen Bürgermei·
ster" ist, daß er - analog zu § 2 Abs. 1 Unvereinbar-
keitsgesetz 1983 - keinen anderen Beruf mit Er-
werbsabslcht ausübt, also aus einem Beruf kein Ein-
kommen erzielt. Mit dem Ausdruck "Beruf mit Er-
werbsabsicht" kommt zum Ausdruck, daß eine berulli-
che Tätigkeit im Sinne dieser Bestimmung nur dann
vorliegt, wenn die Tätigkeit in der Absicht erfolgt, dar-
aus Einkünfte im weitesten Sinn zu erzielen. Die er-

wähnte Bestimmung untersagt die Aus ü b u n g des
Berufes: Dies bedeutet, daß die tatsächliche Aus-
übung untersagt ist. So darf beispielsweise ein Gewer-
betreibender seinen Beruf nicht ausüben, kann jedoch
weiterhin die gewerbliche Berechtigung (Konzession)
beibehalten. Ähnlich verhält es sich bei einem Dienst-
nehmer: Er darf aus einem Dienstverhältnis weder ein
Einkommen erzielen noch die Tätigkeit ausüben,
jedoch kann er gegen Entfall der Bezüge karenziert
werden. Es ist dies Sache der Vereinbarung zwischen
Dienstgeber und Dienstnehmer.

Durch die Bestimmung des (dem § 2 Abs. 4 Unverein-
barkeitsgesetz 1983 nachgebildeten) § 2b Abs. 1 letz-
ter Satz, wonach die Verwaltung des eigenen Vermö-
gens nicht als Berufsausübung anzusehen ist, wird
klargestellt, daß insbesondere die Verwaltung von ei-
genen Unternehmen (z. B. Verpachtung eines Gewer-
bebetriebes, Landwirtschaft, Zinserträge, Vermietung
etc.) sowie die Mitwirkung mit allen Rechten und
Pflichten in den die Eigentümer vertretenden Organen
von Kapitalgesellschaften nicht ausgeschlossen wird.

Zu Art. I Z. 5 und 9:

Der Begriff "Aufwandsentschädigung" soll insgesamt
durch den Begriff "Amtsbezug" ersetzt werden. Art. I
Z. 5 und 9 tragen dem Rechnung.

Zu Art. I Z. 8 (§ 7, § 8 und § 9):

§ 8 enthält die Regelung der Aufwandsentschädigung
für Vizebürgermeister, Fraktionsvorsitzende und die
übrigen Mitglieder des Gemeindevorstandes. Dabei
ist zu bemerken, daß die Mitglieder des Gemeindevor-
standes, denen eine Aufwandsentschädigung nicht
schon kraft Gesetzes gebührt, - so wie bisher - eine
Aufwandsentschädigung nur dann bekommen, wenn
der Gemeinderat dies durch Verordnung beschließt
(Abs. 4). Ebenfalls einer Verordnung des Gemeindera-
tes bedarf es, wenn die Höhe der Aufwandsentschädi-
gungen für Vizebürgermeister und Fraktionsvorsitzen·
de abweichend von § 8 Abs. 1, 2 und 3 festgesetzt
wird.

Die Änderung des § 7 und des § 9 ist auf die Zuerken-
nung eines Anspruches des Bürger-meisters auf-eine
Sonderzahlung zurückzuführen.

Zu Art. I Z. 10 (§ 11):

Die Änderung des § 11 Abs. 1 steht im Zusammen-
hang mit der Zuerkennung eines Anspruches des Bür-
germeisters auf eine Sonderzahlung.

Gemäß § 11 Abs. 1 O.Ö. Bürgermeisterentschädi-
gungsgesetz gebührt einem aus seiner Funktion aus-
geschiedenen Bürgermeister auf Antrag eine monatli-
che laufende Entschädigung, wenn seine Funktions-
dauer wenigstens 10 Jahre betragen hat. Für die Er-
mittlung der Funktionsdauer sind alle Zeiträume der
Funktion als Bürgermeister seit dem 27. April 1945 zu
berücksichtigen. Dies gilt jedoch für Zeiträume, die
bereits einmal für die Gewährung einer einmaligen
Entschädigung nach § 10 berücksichtigt wurden, nur
dann, wenn die empfangene einmalige Entschädi-
gung zurückerstattet wird. Eine nähere Bestimmung
über die Rückerstattung der empfangenen einmaligen
Entschädigung enthält das O.Ö.· Bürgermeisterent·
schädigungsgesetz nicht. Da es in der Praxis vorkom-
men kann, daß ein Bürgermeister diese empfangene
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einmalige Entschädigung zu einem Zeitpunkt zurück-
erstattet, der lange Zeit nach ihrem Empfang liegt, hat
der Gemeindeverband tür die Entschädigungen aus-
geschiedener Bürgermeister beantragt, die empfan-
gene einmalige Entschädigung für den Fall, daß sie
wegen Geltendmachung einer laufenden Entschädi-
gung zurückerstattet wird, wertzusichern. Dies soll in
der Weise bewirkt werden, daß bei der Festsetzung
des Rückerstattungsbetrages die in der Zwischenzeit
eingetretene Änderung der Bemessungsgrundlage für
die Aufwandsentschädigungen, d. h. des im § 2 Abs.
2 bzw. § 2b Abs. 1 festgelegten Gehaltsansatzes zu-
züglich allfälliger Teuerungszulagen, zu berücksichti-
gen ist.

Zu Art. I Z. 12 und 13 (§ 20 Abs. 2 und § 21 Abs. 1):

§ 20 Abs. 2 O.Ö. Bürgermeisterentschädigungsgesetz
verweist hinsichtlich der Geschäftsführung der Ver-
bandsversammlung u. a. auf die sinngemäße Anwen-
dung des § 52 der O.Ö. Gemeindeordnung 1979. § 52
der O.Ö. Gemeindeordnung 1979 sieht vor, daß Wah-
len durch den Gemeinderat stets geheim mit Stimm-
zetteln durchzuführen sind, es sei denn, daß der Ge-
meinderat einstimming eine andere Art der Stimmab-
gabe beschließt. Diese Bestimmung, die auf Gemein-
deräte mit höchstens 37 Mitgliedern abgestimmt ist,
hat sich für die Sitzungen der Verbandsversammlung,
der 442 Mitglieder angehören, in der Praxis als nicht
zweckentsprechend erwiesen und soll daher entfallen.
An ihre Stelle soll die vorgesehene Ergänzung des
§ 21 Abs. 1 treten.

Zu Art. I Z. 14 bis 16 (§ 23 Abs. 2 Z. 2 sowie Abs. 4
Z. 4 und 5):

Gemäß § 23 Abs. 2 Z. 2 O.Ö. Bürgermeisterentschädi-
gungsgesetz obliegt die Erlassung von Bescheiden -
mit Ausnahme der gemäß § 23 Abs. 1 Z. 3 der Ver-
bandsversammlung zugewiesenen Ausübung der in
den verfahrensrechtlichen Bestimmungen vorgesehe-
nen oberbehördlichen Befugnisse - dem Verbands-
ausschuß. Gegen Bescheide des Verbandsausschus-
ses ist gemäß § 23 Abs. 3 keine Berufung zulässig.

Durch die vorgesehene Novellierung soll - Im Sinne
einer Anregung des Rechnungshofes - die Bescheid-
kompetenz erster Instanz dem Obmann zugewiesen
und dadurch ein Instanzenzug innerhalb des Gemein-
deverbandes, nämlich vom Obmann an den Ver-
bandsausschuß, eingerichtet werden. Durch diese Än-
derung sollen allerdings die Kompetenz des Ver-
bandsausschusses zur Beschlußfassung in allen das
Personal des Gemeindeverbandes betreffenden An-
gelegenheiten (Abs. 2 Z. 4) und die Zuständigkeit der
Verbandsversammlung zur Ausübung der in den ver-
fahrensrechtlichen Bestimmungen vorgesehenen
oberbehördlichen Befu9nisse (Abs. 1 Z. 3) nicht be-
rührt werden.

Zu Art. I Z. 17 (§ 24 Abs. 1):

Gemäß § 24 Abs. 1 O.Ö. Bürgermeisterentschädi-
gungsgesetz sind die Geschäfte des Gemeindever-
bandes durch eine Geschäftsstelle am Sitz des Ge-
meindeverbandes zu besorgen.

Die Geschäfte des Gemeindeverbandes wurden be-
relts bisher vom Oberösterreichischen Gemeindebund

besorgt. Durch die vorgesehene Ergänzung des § 24
Abs. 1 sollen - einer Anregung des Rechnungshofes
folgend - hierüber nähere Bestimmungen getroffen
werden. Der Abschluß des Vertrages mit dem Ober-
österreichischen Gemeindebund bedarf seitens des
Gemeindeverbandes gemäß der Generalklausel des
§ 23 Abs. 2 eines Beschlusses des Verbandsaus-
schusses.

Zu Art. I Z. 18 (§ 24 Abs. 2):

Vorstand der Geschäftsstelle des Gemeindeverban-
des ist gemäß § 24 Abs. 2 O.ö. Bürgermeisterentschä-
digungsgesetz der Obmann. Diese Bestimmung soll
nunmehr - ebenfalls im Sinne einer Anregung des
Rechnungshofes - durch eine - dem § 37 Abs. 1
O.Ö. Gemeindeordnung 1979 nachgebildete - Rege-
lung über die Stellung des Geschäftsführers sowie all-
fälliger anderer Bediensteter des Gemeindeverbandes
ergänzt werden. Die darüber hinaus noch vorgesehe-
ne Ergänzung des § 24 Abs. 2 trifft nähere Bestim-
mungen für den Fall, daß sich der Gemeindeverband
auf Grund einer entsprechenden vertraglichen Rege~
lung des Geschäftsapparates des Oberösterreichi-
schen Gemeindebundes als Geschäftsstelle bedient.

Zu Art. I Z. 19 (§ 25):

Gemäß § 25 O.Ö. Bürgermeisterentschädigungsge-
setz gelten für die Haushaltsführung und die Vermö-
gensgebarung des Gemeindeverbandes die Bestim-
mungen des IV. und des V. Hauptstückes der O.Ö. Ge-
meindeordnung 1979, jedoch mit Ausnahme der §§ 67
und 70 bis 72, des § 76 Abs. 2, 3 und 5, der §§ 82 und
88, des § 89 Abs. 1 und 2, des § 92 Abs. 4 sowie des
§ 93 Abs. 1 sinngemäß.

Da durch die vorgesehenen neuen Abs. 2 und 3 des
§ 25 das Anweisungsrecht sowie die Führung der Kas-
sengeschäfte des Gemeindeverbandes im Sinne einer
Anregung des Rechnungshofes näher geregelt wer-
den sollen, ist im nunmehrigen § 25 Abs. 1 die Anfüh-
rung jener Bestimmungen der O.Ö. Gemeindeordnung
1979, welche von der sinngemäßen Anwendbarkeit
ausgenommen sind, um die Bestimmungen des § 81
Abs. 2 und 3 und des § 89 Abs. 3 und 4 zu ergänzen.

Gemäß der für die Haushaltsführung und die Vermö-
gensgebarung des Gemeindeverbandes geltenden
Vorschrift des § 91 Abs. 3 O.Ö. Gemeindeordnung
1979 hat der Prüfungsausschuß wenigstens viertel-
jährlich eine Gebarungsprüfung vorzunehmen. Eine
zwingende vierteljährliche Prüfung durch den Prü-
fungsausschuß erscheint jedoch für den Gemeinde-
verband für die Entschädigungen ausgeschiedener
Bürgermeister nicht erforderlich. Durch den vorgese-
henen neuen Abs. 4 des § 25 soll daher eine Prüfung
zwingend nur zweimal jährlich, und zwar anJäßlich der
Erstellung des Voranschlages und des Rechnungsab-
schlusses, vorgeschrieben werden. Es steht dem Prü-
fungsausschuß allerdings frei, jederzeit zusätzliche
Prüfungen vorzunehmen.

Zu Art. I Z. 21 (§ 30 Abs. 1 zweiter Satz):

Gemäß § 30 Abs. 1 O.Ö. Bürgermeisterentschädi-
gungsgesetz unterliegt der Gemeindeverband der
Aufsicht des Landes. Die einschlägigen Bestimmun-
gen der O.Ö. Gemeindeordnung 1979 - sohin auch
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die Genehmigungspflicht für Rechtsgeschäfte gemäß
§ 106 O,Ö, Gemeindeordnung 1979 - gelten sinn-
gemäß.

Dazu ist festzustellen, daß die im § 106 Abs. 1
O.Ö. Gemeindeordnung 1979 vorgesehenen Geneh-
migungspflichten für Rechtsgeschäfte primär auf die
Rechtsgeschäfte von Gemeinden zugeschnitten sind.
Der Gemeindeverband für die Entschädigungen aus-
geschiedener Bürgermeister hat daher den Wegfall
dieser Genehmigungstatbestände angeregt, um ihm
insbesondere eine rasche Disposition bei der Anls-
gung von Geldbeständen in höher verzinsten Wertpa-
pieren zu ermöglichen. Die Ausnahme auch der Be-
stimmung des § 106 Abs. 2 O.ö. Gemeindeordnung
1979 ist eine Konsequenz dieser Neuregelung. Unbe-
rührt vom vorgesehenen Wegfall von Genehmigungs-
tatbeständen bleiben insbesondere die Genehrni-
gungspflichten für die Aufnahme von Darlehen und

Dirngrabner
Obmann

von Krediten in laufender Rechnung gemäß § 84
Abs. 3 und 4 O.Ö. Gemeindeordnung 1979 und für die
Gewährung von Darlehen und für Haftungsübernah-
men gemäß § 85 Abs. 2 und 3 O.Ö. Gemeindeordnung
1979.

Zu Art. 11:

Diese Bestimmung enthält die erforderlichen Über-
gangsregelungen und den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes.

Der Ausschuß für allgemeine innere Angelegenhei-
ten beantragt, der Hohe Landtag möge das Landesge-
setz, mit dem das O.Ö. Bürgermeisterentschädigungs-
gesetz geändert wird, beschließen.

Linz. am 14.September 1988

Aichinger
Berichterstatter

Landesgesetz

vom _

mit dem das O.Ö. Bürgermeisterentschädigungsgesetz geändert wird

Der o.ö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das O.Ö. Bürgermeisterentschädigungsgesetz, LGBI.
Nr. 47/1975. in der Fassung des Landesgesetzes LGBI.
Nr. 100/1983 wird wie folgt geändert:

1. Der Titel des Landesgesetzes hat wie folgt zu lauten:

..Gesetz vom 9. Juli 1975 über die Amtsbezüge der
Bürgermeister sowie über die Entschädigungen von
Gemeindeorganen (O.Ö. Bürgermeisterbezügege-
setz)"

2. § 1 hat zu lauten:

..§ 1
Dieses Gesetz regelt die Amtsbezüge der Bürger-

meister, ihre Entschädigungen sowie die Aufwands-
entschädigungen anderer Mitglieder des Gemeinde-
vorstandes und der Fraktionsvorsitzenden in den
oberösterreichischen Gemeinden mit Ausnahme der
Städte mit eigenem Statut."
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3. § 2 hat zu lauten:

••§ 2
(1) Dem Bürgermeister gebühren ein monatlicher

Amtsbezug sowie Sonderzahlungen.

(2) Der Amtsbezug beträgt in Gemeinden
mit höchstens 500 Einwohnern 15 v. H.
mit 501 bis 1.000 Einwohnern 25 v. H.
mit 1.001 bis 2.000 Einwohnern 35 v. H.
mit 2.001 bis 3.000 Einwohnern 45 v. H.
mit 3.001 bis 4.000 Einwohnern 50 v. H.
mit 4.001 bis 5.000 Einwohnern 55 v. H.
mit 5.001 bis 7.000 Einwohnern 60 v. H.
mit 7.001 bis 9.000 Einwohnern 70 v. H.
mit 9.001 bis 11.000 Einwohnern 80 v.H.
mit 11.001 bis 13.000 Einwohnern 100 v.H.
mit 13.001 bis 15.000 Einwohnern 110 v.H.
mit 15.001 bis 20.000 Einwohnern 120 v. H.
mit mehr ais 20.000 Einwohnern 130 v. H.
des jeweiligen Gehaltes eines Gemeindebeamten
der Allgemeinen Verwaltung, Dienstklasse VII, Ge-
haltsstufe 7, zuzüglich allfälliger Teuerungszuiagen
(Gemeindebedienstetengesetz 1982, LGBI. Nr. 1, in
der jeweils geltenden Fassung).

(3) Die Zahl der Einwohner im Sinne dieses Geset-
zes bestimmt sich nach der Zahl jener Personen, die
zum Stichtag für die jeweils letzte Gemeinderats-
wahi, die aus Anlaß des Auslaufens einer Funktions-
periode (§ 19 O.Ö. Gemeindeordnung 1979) stattge-
funden hat, einen Wohnsitz in der Gemeinde haben;
die so ermittelte Zahl gilt für die gesamte Funktions-
periode des Gemeinderates gemäß § 19 Abs. 1 und
Abs. 3 O.Ö. Gemeindeordnung 1979. Eine danach
sich ergebende Änderung in der Höhe des AmIsbe-
zuges nach Abs. 2 wird mit dem Monat wirksam, in
dem vom Bürgermeister die Angeiobung gei eistet
wird. "

4. Nach § 2 sind folgende §§ 2a und 2b einzufügen:

,,§ 2a

(1) Bediensteten einer öffentlich-rechtlichen Kör-
perschaft, einer solchen Stiftung, Anstalt oder eines
solchen Fonds, deren Dienstrecht hinsichtlich Ge·
setzgebung in die Kompetenz des Landes fällt und
die zum Bürgermeister gewählt sind, ist die für die
Ausübung der Funktion erforderliche freie Zeit zu ge-
währen; hiebei sind die ErfordernIsse des Dienstbe-
triebes sowie die Gemeindegröße und Gemeinde-
struktur zu berücksichtigen. Hiedurch erleiden sie in
ihrer dienst- und besoidungsrechtlichen Stellung -
einschließlich einer darauf begründeten Mitglied-
schaft zu einer Krankenfürsorgeeinrichtung - keine
Einbuße. Die Dienstbezüge dieser Bediensteten sind
jedoch für die Dauer der Ausübung der Funktion des
Bürgermeisters in Gemeinden mit mehr als 4.000
Einwohnern um 10 v. H. zu kürzen.

(2) Bürgermeistern, die nicht Bedienstete im Sinne
des Abs. 1 sind, gebührt der Ersatz des mit ihrer Ge-
schäftsführung verbundenen nachweislich entgan·
genen Arbeitsverdienstes (aus einer unselbständi·
gen oder selbständigen berufiichen Tätigkeit), je-
doch höchstens im Ausmaß von 50 v. H. des ihnen
gemäß § 2 Abs. 2 gebührenden Amtsbezuges. Der
Ersatz kann bis zu 75 v. H. des gemäß § 2 Abs. 2 ge-
bührenden Amtsbezuges gewährt werden, wenn der

•• • •
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nachweislich entgangene Arbeitsverdienst anson-
sten zu mehr als 50 v. H. nicht ersetzt würde. Vor der
Bezahlung des demnach gebührenden Ersatzes iSI
jedoch der Betrag des nachweislich enlgangenen Ar-
beitsverdienstes bei Bürgermeistern in Gemeinden
mil mehr als 4.000 Einwohnern um 10 v. H. zu kür-
zen. Die Gemeinde ist weiters verpflichtet, dem Bür-
germeister jene Sozlalversicherungsbeiträge (ausge-
nommen Beiträge zur Höherversicherung) zu erstat-
ten, die dieser zur Erhaltung einer Anwartschaft auf
Leistungen aus einer gesetzlichen Sozialversiche-
rung aufwendet.

§ 2b

(1) Bürgermeislern von Gemeinden mit mehr als
6.000 Einwohnern, die keinen anderen Beruf mit Er-
werbsabsichl ausüben, ist auf Anlrag an Stelle des
Amtsbezuges gemäß § 2 Abs. 2 ein Amtsbezug in
der Höhe von 125 v. H. des für den Dienstposten des
Amtsleiters dieser Gemeinde in der höchsten Dienst-
klasse in der Gehaltsstufe 4 gebührenden Gehalls
zuzüglich der entsprechenden Leistungs- und Ver-
waltungsdienslzulagen sowie allfälliger Teuerungs-
zulagen zu gewähren. Die Verwaltung des eigenen
Vermögens sowie die Ausübung von Funktionen in
einer politischen Partei, in einer gesetzlichen Interes-
senvertretung oder freiwilligen Berufsvereinigung, in
die die Person gewählt wurde, gelten nichl als Aus-
übung eines Ber~fes.

(2) Mit Ausnahme der Bestimmungen des § 2
Abs. 2 und des § 2a Abs. 1 sowie Abs. 2 ersler bis
dritter Satz sind die übrigen Bestimmungen dieses
Gesetzes auch für Bürgermeister im Sinne des
Abs. 1 anzuwenden. § 5 ist jedoch nur mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß an die Stelle des Zeilraumes
von drei Monaten ein Zeitraum von zwölf Monaten
Irilt. Für die Gewährung einer laufenden Enlschädi-
gung (§ 11) sind § 8 und § 9 Abs. 1 des Pensionsge-
selzes 1965 in der Fassung des Landesbeamten-
Pensionsgesetzes sinngemäß anzuwenden,"

5. Im § 3 Abs. 1 und Abs. 3 sowie im § 12 Abs. 1 wird
die Wortfolge "die AufwandsenIschädigung" durch
die Wortfolge "der Amtsbezug" ersetzt.
Im § 3 Abs. 2, § 5, § 10 Abs. 3 zweiter Satz, § 14
Abs. 1 und § 27 Abs. 1 zweiter Salz wird die Wortfol-
ge "die AufwandsenIschädigung" durch die Wortfol-
ge "den Amtsbezug" erselzt.

6. Dem § 3 wird folgender Abs. 4 und Abs. 5 an-
gefügt.

,,(4) Für die Ermittlung der Sonderzahlung gilt § 3
Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBL Nr. 54, in
der als landesgesetzliche Vorschrift für Landesbe-
amte jeweils geltenden Fassung sinngemäß.

(5) § 6 Abs. 3 und § 7 des Gehaltsgeselzes 1956
in der als landesgesetzliche Vorschrift für Landesbo-
arnIe jeweils gellenden Fassung sind sinngemäß an-
zuwenden.' ,

7. § 4 hat zu laulen:
,,§ 4

(1) Der Bürgermeister hat von dem ihm gebühren-
den Amtsbezug und von den Sonderzahlungen
einen Beitrag in der Höhe von 10 v.H, zu leisten.
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(2) Der Beitrag des Bürgermeisters gemäß Abs. 1
ist von der Gemeinde bei der Auszahlung einzube-
halten und innerhalb von zwei Wochen an den Ge-
meindeverband tür die Entschädigungen ausge-
schiedener Bürgermeister (§ 18) abzuführen."

8. Die §§ 7 bis 9 haben zu lauten:

,,§ 7

Auf den Amtsbezug, die Sonderzahlungen und
den Pauschalbetrag gemäß § 6 Abs. 2 kann nicht
verzichtet werden.

§ 8
(1) Den Vizebürgermeistern gebührt eine monatli-

che Aufwandsentschädigung. Ebenso gebührt den
Fraktionsvorsitzenden dann eine monatliche Auf-
wandsentschädigung, wenn sie nicht Bürgermeister
sind und wenn sie einer Fraktion angehören, die aus
mehr als einem Mitglied des Gemeinderates besteht.

(2) Die Aufwandsentschädigung gemäß Abs. 1 be-
trägt in Gemeinden

a) mit höchstens 1.000 Einwohnern
tür den 1. Vizebürgermeister
für den 2. Vizebürgermeister

b) mit höchstens 5.000 Einwohnern
tür den 1. Vizebürgermeister
für den 2. Vizebürgermeister
tür den 3. Vizebürgermeister

c) mit höchstens 15.000 Einwohnern
tür den 1. Vizebürgermeister
für den 2. Vizebürgermeister
für den 3. Vizebürgermeister

d) mit mehr ais 15.000 Einwohnern
für den 1. Vizebürgermeister 40 v. H.,
für den 2. Vizebürgermeister 30 v. H.,
für den 3. Vizebürgermeister 20 v. H.

des Amtsbezuges des Bürgermeisters gemäß § 2
Abs. 2. In Gemeinden mit mehr als 11.000 Einwoh-
nern ist der Berechnung der Aufwandsentschädi-
gung der Amtsbezug des Bürgermeisters gemäß
§ 2b zugrundezulegen.

15 v.H.,
10 v.H.,

20 v.H.,
15 v.H.,
10 v.H.,

30 v.H.,
20 v.H.,
15 v. H.,

(3) Die Aufwandsentschädigung gemäß Abs. 1 be-
trägt für die Fraktionsvorsitzenden 15 v. H. des Amts-
bezuges des Bürgermeisters gemäß § 2 Abs. 2;
Abs. 2 letzter Satz ist sinngemäß anzuwenden. Hat
ein Fraktionsvorsitzender auf Grund der Abs. 1 bis 5
mehrere Ansprüche auf eine Aufwandsentschädi-
gung, so ist ihm nur die jeweils höhere auszuzahlen.
Ein Anspruch nach § 34 Abs. 3 O.Ö. Gemeindeord-
nung 1979 besteht für diese Mitglieder des Gemein-
derates nicht.

(4) Für die Besorgung wichtiger Aufgaben kann
durch Verordnung des Gemeinderates auch für
Mitglieder des Gemeindevorstandes, die nicht
(Vize)Bürgermeister sind, eine angemessene Auf-
wandsentschädigung festgesetzt werden. Die Höhe
einer solchen Aufwandsentschädigung ist unter Be-
dachtnahme auf das Ausmaß der Arbeitsbelastung,
die erhöhte Aufwendung und den Verdienstentgang
festzusetzen und darf 30 v. H. des Amtsbezuges des
Bürgermeisters gemäß § 2 Abs. 2 nicht übersteigen;
Abs. 2 letzter Satz ist sinngemäß anzuwenden.

.'
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I

(5) Nach Maßgabe des Abs. 4 können die Auf-
wandsentschädigungen gemäß Abs. 2 und 3 für Vi-
zebürgermeister bis zur Höhe von 50 v. H. und für
Fraktionsvorsitzende bis zur Höhe von 30 v. H. des
Amtsbezuges des Bürgermeisters gemäß § 2 Abs. 2
festgesetzt werden; Abs. 2 letzter Satz ist sinngemäß
anzuwenden.

(6) Neben einer Aufwandsentschädigung im Sinne
der vorherstehenden Absätze gebührt auch der Er-
satz der Reisekosten. § 5, § 6 und § 7 gelten hinsicht-
lich der Aufwandsentschädigungen und des Ersat-
zes der Reisekosten sinngemäß.

§ 9
(1) Übt der Bürgermeister seine Funktion durch ei-

nen Zeitraum von wenigstens 14 Tagen nicht aus, so
gebührt dem den Bürgermeister in seiner Funktion
während dieses Zeitraumes vertretenden Vizebür~
germeister eine Aufwandsentschädigung in der
Höhe des auf den Vertretungszeitraum entfallenden
aliquoten Anteils des Amtsbezuges des Bürgermei-
sters gemäß § 2 Abs. 2, ein aliquoter Anteil an den
Sonderzahlungen sowie der Ersatz der Reisekosten;
§ 8 Abs. 2 letzter Satz ist sinngemäß anzuwenden.
Im übrigen gelten § 2a, § 6 und § 7 sinngemäß.

(2) Während des Bezuges der Aufwandsentschädi-
gung und der Sonderzahlungen im Sinne des Abs. 1
ruht tür den Vertretungszeitraum eine dem Vizebür-
germeister gemäß § 8 gebührende Aufwandsent-
schädigung."

9. Im § 10 Abs. 3 erster Satz ist die Wortfolge "der
dem Bürgermeister im Monat. des Ausscheidens aus
der Funktion gebührenden Aufwandsentschädi-
gung" durch die Wortfolge "des dem Bürgermeister
im Monat des Ausscheidens aus der Funktion gebüh-
renden Amtsbezuges" zu ersetzen.

1O. § 11 Abs. 1 und 2 hat zu lauten:

,,(1) Einem Bürgermeister gebühren nach Maßga-
be der folgenden Bestimmungen auf Antrag eine mo-
natliche laufende Entschädigung sowie Sonderzah-
lungen, wenn seine Funktionsdauer wenigstens
zehn Jahre betragen hat.

(2) Für die Ermittlung der Funktionsdauer sind alle
Zeiträume der Funktion als Bürgermeister seit dem
27. April 1945 zu berücksichtigen. Dies gilt jedoch für
Zeiträume, die bereits einmal für die Gewährung ei-
ner einmaligen Entschädigung nach § 10 berück-
sichtigt wurden, nur dann, wenn die einmalige Ent-
schädigung in der Weise zurückerstattet wird, daß
Änderungen, welche der im § 2 Abs. 2 bzw. § 2b
Abs. 1 genannte Bezugsansatz in der Zeit vom Anfall
der einmaligen Entschädigung bis zu ihrer Rücker-
stattung seiner Höhe nach erfahren hat. bei der Fest-
setzung des Rückerstattungsbetrages berücksichtigt
sind. Allenfalls in diesem Zeitraum erfolgte Änderun-
gen in der Einwohnerzahl der Gemeinde und daraus
resultierende Änderungen im Hundertsatz der Be-
messungsgrundlage sind jedoch nicht zu berück-
sichtigen."

11. Im § 17 ist nach der Zitierung ,,23" ein Beistrich
sowie die Wortfolge "bei einem Bürgermeister § 28"
einzufügen.
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12. Im § 20 Abs. 2 ist die Zitierung .,der §§ 51 und 52"
durch die Zitierung .,des § 51" zu ersetzen.

13. Dem § 21 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen:

••Die Wahl erfolgt durch Erheben der Hand oder
durch Aufstehen; auf Verlangen eines Sechstels der
anwesenden Mitglieder der Verbandsversammlung
ist geheim mit Stimmzetteln abzustimmen." .

14. § 23 Abs. 2 Z. 2 hat zu lauten:

.,2. die Entscheidung über Berufungen gegen Be-
scheide des Obmannes;"

15. § 23 Abs. 4 Z. 4 hat zu lauten:

,,4. die Erlassung von Bescheiden in erster Instanz,
jedoch unbeschadet der Bestimmungen des
Abs. 2 Z 4;"

16. Die bisherige Z. 4 des § 23 Abs. 4 erhält die Be-
zeichnung ,,5".

17. Dem § 24 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen:

"Der Gemeindeverband kann sich auf Grund einer
vertraglichen Regelung des Geschäftsapparates des
Oberösterreichischen Gemeindebundes als Ge-
schäftsstelle bedienen. wenn und solange dadurch
die ordnungsgemäße Geschäftsbesorgung des Ge-
meindeverbandes gewährleistet ist und sich der Ge-
schäftsapparat des Oberösterreichischen Gemein-
debundes am Sitz des Gemeindeverbandes befin·
det.'·

18. § 24 Abs. 2 hat zu lauten:

.,(2) Vorstand der Geschäftsstelle ist der Obmann.
In dieser Funktion sind ihm der vom Verbandsaus-
schuß zu bestellende Geschäftsführer (Leiter der Ge-
schäftsstelle) sowie die allfälligen übrigen Bedienste-
ten des Gemeindeverbandes unterstellt. Wenn und
solange sich der Gemeindeverband des Geschäfts-
apparates des Oberösterreichischen Gemeindebun-
des als Geschäftsstelle bedient, fungiert der leitende
Angestellte (Landesgeschäftsführer) des Oberöster-
reichischen Gemeindebundes auch als Geschäfts-
führer des Gemeindeverbandes, soweit der Ver-
bandsausschuß nichts anderes beschließt. Das Un-
terstellungsverhältnis nach dem zweiten Satz gilt in
diesem Fall für den leitenden Angestellten sowie für
die nach Maßgabe der getroffenen Vereinbarung mit
Geschäften des Gemeindeverbandes befaßten son·
stigen Bediensteten des Oberösterreichischen Ge-
meJndebundes entsprechend."

19. § 25 hat zu lauten:

,,§ 25

(1) Für die Haushaltsführung und die Vermögens-
gebarung des Gemeindeverbandes gelten die Be-
stimmungen des IV. und des V. Hauptstückes der
O.Ö. Gemeindeordnung 1979, jedoch mit Ausnahme
der §§ 67 und 70 bis 72, des § 76 Abs. 2, 3 und 5,
des § 81 Abs. 2 und 3, der §§ 82, 88 und 89, des
§ 92 Abs. 4 sowie des § 93 Abs. 1 erster Satz,
sinngemäß.
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(2) Das Anweisungsrecht (§ 81 Abs. 1 der O.Ö. Ge-
meindeordnung 1979) steht dem Obmann zu. Mit Zu-
stimmung des Verbandsausschusses kann der Ob-
mann - unbeschadet seiner Verantwortlichkeit -
das Anweisungsrecht dem Geschäftsführer in genau
festzulegenden Fällen schriftlich übertragen.

(3) Die Führung der Kassengeschäfte des Gemein-
deverbandes obliegt dem vom Verbandsausschuß zu
bestellenden Kassenführer, bei dessen Verhinde-
rung dem vom Verbandsausschuß zu bestellenden
Kassenführer-Stellvertreter. Der Kassenführer darf
eine Zahlung aus der Gemeindeverbandskasse nur
auf Grund einer schriftlichen, eigenhändig unterfer-
tigten Anweisung eines Anweisungsberechtigten lei-
sten; Geldüberweisungen bedürfen der Mitzeich-
nung des Obmannes oder des Geschäftsführers. Der
Obmann und in dessen Auftrag der Geschäftsführer
haben die Geschäftsführung des Kassenführers lau-
fend zu überwachen.

(4) Abweichend von der Bestimmung des § 91
Abs. 3 der O.Ö. Gemeindeordnung 1979 hat der Prü-
fungsausschuß die Gebarung des Gemeindeverban-
des wenigstens zweimal jährlich anläßlich der Erstel-
lung des Voranschlages und des Rechnungsab-
schlusses zu prüfen."

20. Im § 27 Abs. 1 hat der erste Satz zu lauten:

"Jede verbandsangehörige Gemeinde hat einen mo-
natlichen Beitrag in der Höhe von 25 v. H. des dem
Bürgermeister gebührenden Amtsbezuges und der
Sonderzahlungen zu leisten."

21. § 30 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten:

"Die einschlägigen Bestimmungen der O.Ö. Gemein-
deordnung 1979, jedoch mit Ausnahme der Bestim-
mungen des § 106 Abs. 1 und 2, gelten sinngemäß."

Artikel 11

Inkrafttreten; Übergangsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 1989 in Kraft.

(2) Auf einmalige bzw. laufende Entschädigungen von
Bürgermeistern, die vor dem 1. Jänner 1989 aus ihrer
Funktion ausgeschieden sind, ist dieses Gesetz nicht an-
zuwenden.

(3) Die Amtsbezüge sowie Sonderzahlungen bzw. Auf-
wandsentschädigungen sind mit Wirkung vom 1. Jänner
1989 erstmals nach diesem Gesetz zu berechnen. § 2
Abs. 3 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß als Stichtag
tür die Berechnung der Einwohnerzahl der 1. Jänner
1989 gilt.

(4) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes in
rechtlich zulässiger Weise bestehende Vereinbarungen
hilisichtlieh deI' Aufwäfl{.bl:m!:Sl:hädigungder Bürgermei-
ster, Vizebürgermeister und sonstigen Mitglieder des Ge-
meindevorstandes, die über dieses Gesetz hinausgehen,
werden durch dieses Gesetz nicht berührt.


